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K . nn © 0000. 
I. Perſonalien. 


Seine Majeität der König haben Aller 
guädigſt geruht, 
den Kommerzienräten Jacob Dannen— 
baum in Berlin, Otto Hoſſe in Hanau 
und Friedrich Schmalbein in Cölum 
den Charakter als Geheimer Kom 
merzienrat, 
dem Tuchfabrikanten und Großkaufmann 
Hermann Hardt in Lennep, dem 
Fabrikbeſitzer Alfred Keller zu Sieg— 
burg im Siegkreiſe und dem Kaufmann 
und Reedereibeſitzer Guſtav Stinnes 
in Mülheim a. d. Ruhr den Charakter 
als Kommerzienrat, 
dem bisherigen Fabrikbeſitzer Hermann 
Fuhrmann in Jeſſen, Kr. Schweinitz 
den Charakter als Kommiſſionsrat 
zu verleihen. 


— . — 


Dem Vorſteher der Verſuchsanſtalt bei 
der Porzellanmanufaktux in Berlin Hermann 
Marquardt iſt der Charakter Profeſſor ver— 
liehen worden. 


Der Regierungsrat von Bergen in 
Caſſel iſt zum ſtellvertretenden Vorſitzenden 
des Schiedsgerichts für Arbeiterverſicherung 
Regierungsbezirk Caſſel und Fürſtentum 
Waldeck und des Schiedsgerichts für die 
Arbeiterverſicherung im Eiſenbahndirektions 
bezirke Caſſel ernannt und der Regierungs 
rat von Goſtkowski daſelbſt von dieſem 
Amte entbunden worden. 


Fräulein Clara Rieck iſt zur Handels- 
lehrerin an der Gewerbeſchule in Thorn er 
nannt worden. 


III. Handels⸗Angelegenheiten. 


1. Handelsvertretungen. 
N ö Betr. Handelskammer für das ſüdöſtliche Weſtfalen. 
Der Bezirk der Handelskammer in Arnsberg iſt auf die noch durch keine Handelskammer 


vertretenen Kreiſe Paderborn und Büren ausgedehnt worden. 


Die Handelskammer führt die 


Bezeichnung „Handelskammer für das ſüdöſtliche Weſtfalen“ und hat ihren Sitz in Arnsberg. 
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2. Schiffahrtsangelegenheiten. 


Betr. Befugnis zur Ausübung des Seeſteuermauusgewerbes. 
Dem Seeſteuermann Tönjes de Witt aus Oſtrhanderfehn iſt durch den Spruch des 
Seeamtes in Brake vom 21. Dezember v. Is. die Befugnis zur Ausübung des Steuermanns— 
gewerbes entzogen worden. 


3. Sonſtige Angelegenheiten. 


Betr. Eiſenbahnbeförderung nener Sprengſtoffe. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 6. Jaunar 1909. 

Die in Nr. 60 des Reichsgeſetzblatts für 1908 enthaltene Bekauntmachung des Bundes— 
rats vom 18. Dezember 1908 läßt folgende Spreugſtoffe zur Eiſenbahnbeförderung zu: 
Ammon⸗-Tremonit oder Geſteins-Tremonit, 

Neu⸗Auagon, 
Anilit, 
Geſteins-Plaſtammon, 
Steinkohlen Plaſtammon, 
Siegenit, 
Geſteins-Dahmenit auch Neu-Dahmenit in einer gegen früher abgeänderten Zu 
ſammenſetzung, 
8. Geſteins-Permonit, Permonit J, 
9. Wetter-Permonit, Permonit II. 
Unter Bezugnahme auf meinen Erlaß vom 14. Februar 1908 (HMBl. S. 45) mache 
ich bekannt, daß dieſe Verſendungserlaubnis auf Antrag von 
zu 1 und 7 der Caſtroper Sicherheits Sprengſtoff-Aktiengeſellſchaft in Dortmund, 
zu 2, 3, 4, 5 den Vereinigten Cöln-Rottweiler Pulverfabriken in Cöln, 
zu 6 den Sprengſtoffwerken Dr. R. Nahnſen & Co., Kommanditgeſellſchaft in 
Hamburg, h 
zu 8 amd 9 der Sprengſtoff-Aktiengeſellſchaft Carbonit in Hamburg 


ee eee 


erteilt iſt. 
Im Auftrage. 
IIb 121. von der Hagen. 


Zmh—ZU— —— — —— 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Gewerbliche Anlagen. 


Betr. Benzinextraktionsaulagen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 5. Januar 1909. 

In einer Benzinextraktionsanlage, in der Rückſtände von Marſeiller Seife nach Ab— 
ſpaltung des größeren Teiles der Fettſäure auf Olivenöl verarbeitet wurden, fand vor 
kurzem infolge Aufreißens der kupfernen Deſtillationsblaſe eine Exploſion von Benzin 
dämpfen ſtatt, wodurch das maſſive Betriebsgebäude völlig zerſtört und mehrere Arbeiter 
verletzt wurden. 

Die Exploſion iſt inſofern lehrreich, als die Benzindämpfe durch einen mit Platten 
abgedeckten Kanal, der in ein deu Extraktionsgebäude gegenüberliegendes Fabrikgebäude 
neben einer zum Keſſelhaus führenden Türe mündete, bis an die von hier etwa 4 bis 5 m 
entfernte Keſſelfeuerung gelangten und ſich entzündeten. Der Geſamtweg, den die Benzin 
gaſe zurücklegten, bevor ſie ſich entzündeten, betrug dabei 24 bis 25 m. 

Bei der Anlegung von Gebäuden, in denen Benzin in größeren Mengen verarbeitet 
wird, ſind hiernach Verbindungen irgend welcher Art mit Räumen, in denen ſich offenes 
Feuer befindet, ſelbſt wenn die Entfernungen als beträchtliche gelten können, zu vermeiden. 
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Die Schwere der Exploſion iſt im vorliegenden Falle zum Teil darauf zurückzuführen, daß 
das Extraktionsgebäude mit gewölbter Decke verſehen war, ein Umſtand, der in neueren 
Anlagen ſich kaum noch vorfinden dürfte. 

Sie wollen die Gewerbeaufſichtsbeamten auf den Unfall hinweiſen, damit ähnlich 
bedenkliche Anlagen vermieden werden. 


III 9671. Delbrück. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


2. Organiſation des Handwerks. 
Betr. Innungsausſchuß in Breslau. 


8 Der Miniſter für Handel und Gewerbe hat durch Erlaß vom 8. Januar 1909 dem 
Innungsausſchuſſe der vereinigten Innungen zu Breslau gemäß § 101 Abſ. 3 der Gewerbe— 
ordnung die Fähigkeit verliehen, unter ſeinem Namen Rechte zu erwerben, Verbindlichkeiten 
einzugehen, vor Gericht zu klagen und verklagt zu werden. 


Betr. Meiſterprüfungsordnungen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 14. Januar 1909. 
Mit Rückſicht auf die Novelle zur GewO. vom 30. Mai v. Is. erſcheint es erforderlich 
die nachſtehenden Abänderungen der Meiſterprüfungsordnungen vorzunehmen: 6 


ir An Stelle der Ziffer 3 des § 1 der durch Erlaß vom 16. September 1901 
(Sl. Seite 222 ff.) mitgeteilten Muſter A, BB, C, D treten die Worte: 
„Das Zeugnis über das Beſtehen der Geſellenprüfung oder das Prüfungs— 
zeugnis einer Lehrwerkſtätte, gewerblichen Unterrichtsanſtalt oder Prüfungs— 
behörde, deren Zeugniſſen von der Landeszentralbehörde die Wirkung der 
Zeugniſſe über das Beſtehen der Geſellenprüfung beigelegt iſt, oder der Nachweis, 
daß der Prüfling gemäß § 129 Abi. 6 Gew. zur Anleitung von Lehrlingen 
befugt iſt“. 

2. Als Anmerkung zu § 1 Ziffer 3 der Muſter A, B, C, D iſt der Wortlaut des 
auen Hiffer U der Novelle zur Gewerbeordnung vom 30. Mai v. Is. ab- 


3. Am Ende des 8 1 der Muſter A, B, C, D iſt als neuer Abſatz aufzunehmen: 
Die die Zulaſſung zur Meiſterprüfung ablehnende Entſcheidung der 
Prüfungskommiſſion kaun binnen 2 Wochen durch Beſchwerde bei der 
höheren Verwaltungsbehörde (Regierungspräſident, bei den Handwerks— 

A: Berlin und Danzig: Oberpräſident) angefochten werden.“ 

Dex § 16 der Muſter , B ; alt fo 

Faffung) kuſter A, B, C und der § 13 des Muſters D erhält folgende 
„Das Beſtehen der Meiſterprü ion 
„ b r Meiſterprüfung nach den vorſtehenden Beſtim⸗ 
mungen berechtigt den Prüfling nach Vollendung des 24. Lehensjahrs 
25 Führung. des Meiſtertitels in Verbindung mit der Bezeichnung eines 

. Handwerks, ſowie zur Anleitung von Lehrlingen in dieſem Handwerk.“ 

Ich erſuche Sie, in dieſer Hinſicht das Weitere zu veranlaſſen. 
IV. 348. 
Delbrück. 


An die Aufſichtsbehör g 5 
af obehnden der Handwerkskam t Ausnahme der Herren Regierungs- 
präſidenten in Aurich 1 ammern (mit Ausnah er Herre 9 g 


Anlage: 
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Betr. Vorſchriften zur Regelung des Lehrlingsweſeus. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 14. Januar 1909. 

Der Vorort des Deutſchen Handwerks- und Gewerbekammertags hat den einzelnen 
Handwerkskammern zur Berückſichtigung bei den infolge der Gewerbeordnungsnovelle vom 
30. Mai v. Is. erforderlich gewordenen Abänderungen der Vorſchriften zur Regelung des 
Lehrlingsweſens neue Muſtervorſchriften überſandt, die auch mir vorgelegt worden ſind 
und die mir zu folgenden Bemerkungen Anlaß geben: 


1. § 1 iſt zu ſtreichen, da es nicht angängig erſcheint, im Rahmen der Vorſchriften 
zur Regelung des Lehrlingsweſens eine Definition des Lehrlingsbegriffs zu 
geben. Die Entſcheidung darüber, ob jeweils ein Lehrlingsverhältnis vorliegt 
oder nicht, wird vielmehr von den zuſtändigen Inſtanzen nach den Umſtänden 
des einzelnen Falles und nach freiem Ermeſſen zu treffen ſein. 

Infolge der Streichung des § 1 iſt die Paragraphierung der Vorſchriften 
(nebſt den im Texte befindlichen Allegaten) entſprechend abzuändern. 

2. In § 2 Abi. 2 iſt in Zeile 3 vor „ſein“ das Wort „zu“ einzufügen. 

3. In § 2 Abſ. 4 iſt in Zeile 8 ſtatt des Wortes „Magiſtrat“ zu ſetzen: „Gemeinde— 
vorſtand“. 

4. In § 2 Abſ. 6 des Entwurfs iſt hinter den Worten: „des Prüfungszeugniſſes“ 
einzufügen: „(Abſ. 5)“. 

5. In § 2 Abſ. 7, 1. Zeile des Entwurfs iſt das Wort „ihren“ zu ſtreichen. 

6. In § 5 Abſ. 2 des Entwurfs iſt gemäß § 126b Abſ. 3 GewO. anſtatt der 
Worte: „Vater und Sohn“ zu ſetzen: „Eltern und Kindern“. 

7. In § 9 Abſ. 4 des Entwurfs treten an Stelle des letzten Satzes folgende Be⸗ 
ſtimmungen: „Wenn der Lehrling Lohn oder eine ſonſtige Vergütung erhält, die 
nicht den Charakter eines freiwilligen Taſchengeldes hat, iſt er bei Erreichung 
des 16. Lebensjahrs auch zur Invalidenverſicherung anzumelden. Wird ihm 
jedoch lediglich Koſt und Logis gewährt, fo unterliegt er der Invaliden⸗ 
verſicherungspflicht nicht.“ Vergl. § 3 Invalidenverſicherungsgeſetzes. 

8. In § 9 Abſ. 5 des Entwurfs iſt entſprechend den geſetzlichen Beſtimmungen in 
SS 107, 111 GewO. in der erſten Zeile vor „Lehrling“ einzuſchalten: „minder— 
jährige“ und in Zeile 8 ſtatt „Bevollmächtigten“ zu ſetzen: „bevollmächtigten 
Betriebsleiter“. 

9. In § 14 Ziffer 3 des Entwurfs iſt gemäß § 124 Ziffer 4, §S 127b Abſ. 3 GewO. 
hinter den Worten: „nicht in der bedungenen Weiſe auszahlt“, einzuſchalten: 
„bei Stücklohn“. 

10. In $ 16 des Entwurfs it im erſten Satze entſprechend der Vorſchrift des 
§ 127 f Gewd. ſtatt des Wortes „beanſpruchen“ zu jagen: „nur beanſpruchen, 
wenn der Lehrvertrag ſchriftlich abgeſchloſſen it“. Ebendaſelbſt iſt der Eingang 
des dritten Satzes, wie folgt, zu faſſen: „In letzteren Falle iſt für die Zahlung 
uſw.“ Die Worte „iſt“ und „(die Mutter)“ ſind zu ſtreichen. Vgl. § 127g 
Abi. 2 GewO. Brauchitſch Band 5 Anmerkung 3 zu dieſem Paragraphen. 

11. In Anmerkung zum Lehranzeigeformular iſt der zweite Satz entſprechend der 


Bemerkung zu 7 abzuändern. 


Ich erſuche Sie, den Kammern Ihres Bezirkes die vorſtehenden Bemerkungen 
zur Beachtung mitzuteilen. Bei der demnächſtigen Vorlage der entſprechenden Kammer 
beſchlüſſe wollen Sie dafür Sorge tragen, daß etwaige Abweichungen von dem gemäß; 
den obigen Ausführungen abgeänderten, beigefügten Muſter zur Erleichterung der hieſigen 
Prüfung durch Unterſtreichen mit roter Tinte (oder bei Auslaſſungen durch Fehlzeichen) 
kenntlich gemacht werden. a 


IV. 348. Delbrück. 


An die Aufſichtsbehörden der Handwerkskammern (mit Ausnahme des Herrn Regierungs⸗ 
präſidenten in Trier). 
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Aulage. 


Vorſchriſten zur Begelnng des Tehrlingsweſens in Handwerksbetrichen. 
8 1. 


Die Befugnis zur Anleitung von Lehrlingen ſteht nur denjenigen Perſonen zu, die 
ſich im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden, das 24. Lebensjahr vollendet und eine 
Meiſterprüfung beſtanden haben. 8. 8 . 

Die Meiſterprüfung braucht nicht in dem Handwerk oder dem Zweige des Handwerks, 
in welchem die Anleitung erfolgen ſoll, abgelegt zu ſein, doch muß dann in dem Handwerk 
oder Handwerkszweig, für welches die Anleitungsbefugnis beanſprucht wird, 5 

entweder die vorgeſchriebene Lehrzeit zurückgelegt und die Geſellenprüfung be— 
ſtanden ſein, a 8 

oder fünf Jahre hindurch perſönlich das Handwerk ſelbſtändig oder als Werk— 
meiſter oder in ähnlicher Stellung ausgeübt ſein. J ; 

Die Befugnis kann auch Perſonen, die dieſen Anforderungen nicht entſprechen. durch 
die höhere Verwaltungsbehörde (Regierungspräſident, im Landespolizeibezirk Berlin: Polizei⸗ 
bräſident) widerruflich nach Anhörung der Handwerkskammer und der etwa vorhandenen 
Innung verliehen werden. N N 4 

In Handwerksbetrieben, welche nach dem Tode des Hewerbetreibenden für Rechnung 
der Witwe oder minderjähriger Erben fortgeſetzt werden, ſind bis zum Ablauf eines Jahres 
nach dem Tode des Lehrherrn als Vertreter ($ 127 Abſatz 1) zur Anleitung von Lehrlingen 
auch Perſonen befugt, welche eine Meiſterprüfung nicht beſtanden haben, ſofern ſie im 
übrigen den Anforderungen des Abſatz > entſprechen. Die untere Verwaltungsbehörde 
(Tandrat, in Städten mit mehr als 10 000 Einwohnern: Gemeindevorſtand) kann ſolchen 
Perfonen als Vertretern des Lehrherrn auch in anderen Fällen bis zur Dauer eines Jahres 

ie Befugnis zur Anleitung von Lehrlingen erteilen. Die hiernach zuläſſige Dauer der Ver 
tretung kann von der höheren Verwaltungsbehörde (Regierungspräſident, für den Stadtkreis 
erlin: Oberpräſident) nach Anhörung der Handwerkskammer entſprechend dem Bedürfniſſe 
des einzelnen Falles verlängert werden. g 
8 Die Befugnis kann außerdem erworben werden durch Beſtehen einer Prüfung in 
ſolchen Lehrwerkſtätten, gewerblichen Unterrichtsanſtalten oder vor ſolchen vom Staate für 
einzelne Gewerbe oder zum Nachweis der Befähigung zur Anſtellung in ſtaatlichen Betrieben 
eingeſetzten Prüfungsbehörden, denen die Landeszentralbehörde eine entſprechende Berechtigung 
zuerkannt hat. 
Der Beſiteer des Prüfungszeugniſſes Abſ. 5 muß jedoch in dem Gewerbe oder in dem 
Zweige des Gewerbes, in welchem die Anleitung der Lehrlinge erfolgen ſoll, eine beſtimmte, 
auf nicht mehr als drei Jahre feſtzuſetzende Zeit hindurch perſönlich tätig geweſen fein, be- 
vor er die Befugnis zur Anleitung von Lehrlingen erlangt. 
V Die Befugnis zur Anleitung von Lehrlingen iſt ferner auf Antrag von der unteren 
Verwaltungsbehörde ſolchen Perſonen zu verleihen, die am 1. Oktober 1908 mindeſtens fünf 
Jahre hindurch mit der auf Grund der Handwerkernovelle von 1897 erworbenen Befugnis 
zur alnleitung von Lehrlingen in ihrem Gewerbe tätig geweſen find. Solchen Perſonen, die 
m Beſitze der erwähnten Befugnis dieſe fünfjährige Tätigkeit nicht voll nachzupeiſen ver- 
mögen, kann die untere Verwaltungsbehörde auf Antrag die Befugnis verleihen. 


8 2 
Die Befugnis zum Halten und zur Anleitung von Lehrlingen kann durch die untere 
Verwaltungsbehörde ſolchen Perſonen ganz oder auf Zeit 5 werden: 
10 welche ſich wiederholt grober Pflichtverletzungen gegen die ihnen auvertrauten 
Lehrlinge, namentlich durch mangelhafte Ausbildung ſchuldig gemacht haben, oder 
2. gegen welche Tatſachen vorliegen, die ſie in ſittlicher Beziehung zum Halten oder 
Bur Anleitung von Lehrlingen ungeeignet erſcheinen laſſen. 

Die Befugnis zur Anleitung kann von der unteren Verwaltungsbehörde denjenigen 
ganz oder auf Zeit entzogen werden, welche wegen geiſtiger oder körperlicher Gebrechen zur 
ſachgemäßen Anleitung eines Lehrlings nicht geeignet ſind. 8 5 ; 
Sr Gegen die Verfügung, durch welche die Befugnis entzogen wird, findet binnen abel 
Wochen die Klage beim Klreis⸗ (Stadt-) Ausſchuß ftatt. Auf Berufung entſcheidet der Be- 
zirksausſchuß endgültig. 8 


auntage I 
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Nach Ablauf eines Jahres kann die entzogene Befugnis durch die höhere Verwaltungs— 
behörde wieder erteilt werden. 

Eine Liſte derjenigen Perſonen, denen die Befugnis zur Anleitung von Lehrlingen 
entzogen iſt, liegt auf dem Bureau der Handwerkskammer zur Einſicht aus. 


8 3. 

Als Lehrlinge dürfen nur ſolche Perſonen angenommen werden, welche die erforder⸗ 
lichen Schulkenntniſſe beſitzen und nicht an Krankheiten oder an körperlichen und geiſtigen 
Gebrechen leiden, die ſie für das betreffende Handwerk untauglich machen. Darüber, ob 
die erforderlichen Vorausſetzungen für die Annahme des Lehrlings vorliegen, entſcheidet der 
Vorſtand der Handwerkskammer. 


§ 4. 
Binnen 4 Wochen nach Beginn der Lehre iſt ein ſchriftlicher Lehrvertrag abzuſchließen. 
Für den Lehrvertrag iſt das von der Handwerkskammer aufgeſtellte Formular zu benutzen, 
ſoweit nicht andere Formulare vom Vorſtande der Handwerkskammer zugelaſſen ſind. 
Liegt ein Lehrverhältnis zwiſchen Eltern und Kindern vor, ſo iſt eine Lehranzeige 
auf dem von der Handwerkskammer für dieſen Fall beſonders aufgeſtellten Formular der 
Handwerkskammer binnen 4 Wochen nach Beginn der Lehre einzureichen. 


8 5. 

Der Lehrvertrag iſt in drei Exemplaren anzufertigen und vom Lehrherrn, von dem 
geſetzlichen Vertreter (Vater, Mutter oder Vormund) des Lehrlings und von dem Lehrling 
ſelbſt zu unterſchreiben. Je ein Exemplar des Lehrvertrags erhält der geſetzliche Vertreter 
des Lehrlings und der Lehrherr zur Aufbewahrung. Das dritte Exemplar des ordnungs⸗ 
mäßig ausgefertigten Lehrvertrags (vgl. § 4) hat der Lehrherr dem Vorſtaude der Hand⸗ 
werkskammer portofrei binnen 14 Tagen nach Abſchluß des Lehrvertrags zur Eintragung 
in die Lehrlingsrolle zu überſenden bei Vermeidung der im § 20 feſtgeſetzten Geldſtrafe bis 
zu 20 Mark. Die Einreichung eines nicht ordnungsmäßigen Lehrvertrags wird als nicht 
bewirkt angeſehen. 

Diejenigen Lehrherren, welche einer Innung nicht angehören, haben bei Einſendung 
jedes Lehrvertrags oder der Lehranzeige eine Einſchreibegebühr von 3 Mark an die Kaſſe 
der Handwerkskammer zu zahlen. 


8 6. 

Für die Dauer der Lehrzeit ſind die beſonderen Vorſchriften der Handwerkskammer 
maßgebend. 

Geſuche um Entbindung von der Innehaltung der feſtgeſetzten Lehrzeit ſind vom Lehr 
herrn an den Vorſtand der Handwerkskammer zu richten unter Angabe der Gründe, welche 
eine Abkürzung der Lehrzeit rechtfertigen.“ ’ 

Lehrlingen, die verwandte Gewerbe (z. B. Bäckerei und Konditorei, Maurer und 
Zimmererhandwerk) erlernen wollen, kann auf Anſuchen die Lehrzeit für jedes Handwerk 
auf zwei Jahre abgekürzt werden. Zur Geſellenprüfung in beiden Handwerken werden ſie 
jedoch erſt nach der Geſamtlehrzeit von 4 Jahren zugelaſſen und für jedes Handwerk einer 
geſonderten Prüfung unterworfen. 


8 7. 

Der Lehrherr iſt verpflichtet, den Lehrling in den bei ſeinem Betriebe 
vorkommenden Arbeiten ſowie, falls er ſich vorzugsweiſe oder ausſchließlich mit einem 
beſonderen Geſchäftszweige beſchäftigt, auch in den anderen allgemein gebräuchlichen Hand⸗ 
griffen und gewöhnlichen Arbeiten des Handwerkes in der durch den Zweck der Ausbildung 
gebotenen Reihenfolge und Ausdehnung zu unterweiſen. Er muß entweder ſelbſt oder 
durch einen geeigneten (§§ 126, 129 der Gewerbeordnung und § 1 dieſer Vorſchriften) 
ausdrücklich dazu beſtimmten Vertreter die Ausbildung des Lehrlings leiten, den Lehrling 
zur Arbeitſamkeit und zu guten Sitten anhalten und vor Ausſchweifungen bewahren, er 


„) Anmerkung: Eintritt in den Militärdienſt gilt nicht als ausreichender Grund. Nach der deutſchen 
Wehrordunng konnen Lehrlinge auf rechtzeitiges Geſuch bis nach Beendigung der Lehrzeit zurückgeſtellt 
werden. 
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hat ihn gegen Mißhandlungen ſeitens der Arbeits und Hausgenoſſen zu ſchützen und dafür 
Sorge zu tragen, daß dem Lehrlinge nicht Arbeitsderrichtungen zugewieſen werden, welche 
ſeinen körperlichen Kräften nicht angemeſſen ſind. 1 ö . 

Der Lehrherr iſt verpflichtet, den Beauftragten auf Erfordern eingehende Auskunft 
über den Bildungsgang, die Art der Beſchäftigung ſowie ſämtliche die Lehrlinge betreffenden 
Fragen zu geben, ferner die erforderlichen Angaben über ſeine Befugnis zur Anleitung 
von Lehrlingen zu machen und die entſprechenden Ausweiſe vorzulegen. 


8 8. N 

Den Lehrlingen unter 16 Jahren iſt der Beſuch von Schauk- und anderen öffentlichen 
Lokalen nur in Begleitung erwachſener Angehöriger oder des Lehrherrn geſtattet. 

Der Lehrherr kann im Lehrvertrage vereinbaren, daß der Lehrling ohne ſeine Ge 
nehmigung weder Vereinen beitreten noch Verſammlungen beſuchen darf. g 

Der Lehrherr darf dem Lehrlinge die zu ſeiner Ausbildung und Zum Beſuche des 
Gottesdienſtes an Sonn- und Feſttagen erforderliche Zeit und Gelegenheit nicht entziehen. 
Zu häuslichen Dienſtleiſtungen dürfen Lehrlinge, die im Haufe des Lehrherrn weder Koſt 
noch Wohnung erhalten, nicht herangezogen werden. N 2 W 

Sofort nach Einſtellung des Lehrlings hat ihn der Lehrherr bei der zuſtändigen 
Krankenkaſſe anzumelden, ſobald der Lehrling Lohn oder Koſt und Logis oder eine ſonſtige 
Vergütung erhält, die nicht den Charakter des freiwilligen Taſchengeldes hat. Wenn der 
vehrling Lohn oder eine ſonſtige Vergütung erhält, die nicht den Charakter eines frei⸗ 
willigen Taſchengeldes hat, iſt er bei Erreichung des 16. Lebensjahrs auch zur Invaliden⸗ 
verſicherung anzumelden. Wird ihm jedoch lediglich Koſt und Logis gewährt, ſo unterliegt 
er der Invalidenverſicherung nicht. f 
s Der Lehrherr hat dafür zu ſorgen, daß der minderjährige Lehrling ſich ein Arbeits- 
buch ausſtellen reſp., falls dieſer bereits ein ſolches hat, die erforderlichen Eintragungen 
bewirken läßt. Der Lehrherr hat im Arbeitsbuche die Zeit des Eintritts, die Art der Be⸗ 
ſchäftigung, am Ende des Arbeitsverhältniſſes die Zeit des Austritts und, wenn die Be 
ſchäftigung Anderungen erfahren hat, die Art der letzten Beſchäftigung einzutragen. Die 
Eintragungen ſind mit Tinte zu bewirken und von dem Lehrherrn oder dem von ihm dazu 
bevollmächtigten Betriebsleiter zu unterſchreiben. Die Eintragungen dürfen nicht mit einem 
Merkmal verſehen ſein, welches den Inhaber des Arbeitsbuchs günſtig oder nachteilig zu 
kennzeichnen bezweckt. 
Der Lehrherr iſt verpflichtet, das Arbeitsbuch aufzubewahren und es nach rechtmäßiger 
Löſung des Lehrverhältniſſes wieder auszuhändigen. Die Aushändigung erfolgt an den 
geſetzlichen Vertreter, ſofern dieſer es verlangt oder der Lehrling das 16. Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat, anderenfalls an den Lehrling ſelbſt. 
ME das Arbeitsbuch bei dem Lehrherrn unbrauchbar geworden, verloren gegangen 
oder vernichtet, oder ſind von dem Lehrherrn unzuläſſige Merkmale, Eintragungen oder 
Vermerte m oder an dem Arbeitsbuche gemacht oder wird von dem Lehrherrn 
ohne rechtmäßigen Grund die Aushändigung verweigert, jo kann die Ausſtellung 
eines neuen Arbeitsbuchs auf Koſten des Lehrherrn beanſprucht werden. Der Lehrherr, 
15 das Arbeitsbuch ſeiner geſetzlichen Verpflichtung zuwider nicht rechtzeitig ausge 
1 t oder die vorſchriftsmäßigen Eintragungen unterlaſſen oder unzuläſſige Merkmale 
„er Vermerke gemacht hat, iſt dem Lehrling entſchädigungspflichtig, jedoch nur dann, wenn 


der Auſpruch binn | 2 en h n g 
18 2 en 4 Wochen nach feiner Entitehung im Wege der Klage oder Einrede 
geltend gemacht wird. ſeiner Entſtehung 9 9 


89. 

Der ausbedungene Lohn iſt in Reichswährung zu berechnen und bar auszuzahlen. 

8 Lohneinbehaltungen dürfen nur ſtattfinden zur Sicherung des Erſatzes eines dem 
Lehrherrn aus der vorzeitigen Auflöſung des Lehrverhältniſſes entſtehenden Schadenserſatz 
anſpruchs. Sie dürfen bei den einzelnen Lohnzahlungen ein Viertel des fälligen Lohnes, 
im Gzeſamtbetrage den Betrag eines durchſchnittlichen Wochenlohns nicht überſteigen. 


$ 10. 

Der Lehrling iſt der väterlichen Zucht des Lehrherrn unterworfen und dem Lehr- 
herru owie demjenigen, welcher an Stelle des Lehrherrn die Ausbildung zu leiten hat, 
zur Folgſamkeit und Treue, zu Fleiß und anſtändigem Betragen verpflichtet. 


2 

Übermäßige und unanſtändige Züchtigung ſowie jede die Geſundheit des Lehrlings 
gefährdende Handlung iſt verboten. 

Der Lehrling iſt verpflichtet, die Fortbildungsſchule (§ 120 Abſ. 3 der Reichsgewerbe— 
ordnung) bezw. die Fachſchule regelmäßig und pünktlich zu beſuchen, ſofern ihm zu ihrem 
Beſuch eine Gelegenheit geboten iſt. 

Falls in einem Orte eine Fortbildungs- reſp. Fachſchule nicht vorhanden iſt, hat der 
Lehrherr den Lehrling anzuhalten, eine eventuell in einem Nachbarorte beſtehende Schule 
zu beſuchen, ſofern der Lehrling dort zugelaſſen wird und mit dem Beſuch nicht erheblichere 
Geldkoſten ſowie Zeitverluſte und Gefahren für Geſundheit und Sittlichkeit des Lehrlings 
verknüpft ſind. 

Der Lehrherr iſt verpflichtet, den Lehrling zum regelmäßigen und pünktlichen Beſuche 
der Fortbildungs- reſp. Fachſchule anzuhalten, ihm die hierzu erforderliche Zeit zu ge 
währen und den Beſuch der Schule ſeitens des Lehrlings zu überwachen. Dieſe Verpflich 
tung beſteht auch während der Probezeit. Bleiben ſeine Bemühungen dauernd erfolglos, 
ſo kann der Lehrherr das Lehrverhältnis unter Entſchädigungsforderung auflöſen. 


Sul, 

Gibt der Lehrherr feinen Betrieb auf, jo hat er dieſes binnen acht Tagen dem Vor 
ſtande der Handwerkskammer anzuzeigen und dabei anzugeben, ob das Geſchäft einem 
Nachfolger übergeben iſt und dieſer in den Lehrvertrag eintritt. l 

Iſt dies der Fall, ſo wird auf Autrag des Nachfolgers mit Zuſtimmung des geſetz— 
lichen Vertreters (des Vaters, der Mutter, des Vormundes) und des Lehrlings ein ent— 
ſprechender Vermerk auf den Lehrvertrag geſetzt. Findet eine Nachfolge in den Lehrvertrag 
nicht ſtatt, ſo wird der Vorſtand der Handwerkskammer für die anderweitige Unterbringung 
des Lehrlings auf die Reſtdauer der Lehrzeit tunlichſt Sorge tragen. 

Die Vermittelung des Vorſtandes der Handwerkskammer zur Unterbringung des 
Lehrlings tritt auch ein, wenn eine vorzeitige Auflöſung des Lehrverhältniſſes aus den in 
2 und 12 bis 14 dieſer Vorſchriften bezeichneten Gründen ſtattgefunden hat, oder wenn 
der Lehrling nach nichtbeſtandener Geſellenprüfung die Lehre noch in einem anderen Be 
triebe zwecks Vervollkommmung fortſetzen will (vergl. § 18). 


§ 12. 
Vor Ablauf der vertragsmäßigen Zeit und ohne Aufkündigung kann der Lehrling 
entlaſſen werden: 

1. wenn er oder ſein geſetzlicher Vertreter bei Abſchluß des Lehrvertrags den 
Lehrherrn durch Vorzeigung falſcher oder gefälſchter Arbeitsbücher oder Zeug— 
niſſe hintergangen oder ihn über das Beſtehen eines anderen, ihn gleichzeitig 
verpflichtenden Arbeitsverhältniſſes in einen Irrtum verſetzt hat; 

2. wenn er eines Diebſtahls, einer Entwendung, einer Unterſchlagung, eines Be— 
trugs oder eines liederlichen Lebenswandels ſich ſchuldig macht; 

3. wenn er die Lehre unbefugt verlaſſen hat oder ſonſt den nach dem Lehrvertrag 
ihm obliegenden Verpflichtungen nachzukommen beharrlich verweigert; 

4. wenn er der Verwarnung ungeachtet mit Feuer und Licht unvorſichtig umgeht; 

5. wenn er ſich Tätlichkeiten oder grobe Beleidigungen gegen den Lehrherrn oder 
ſeine Vertreter oder gegen die Familienangehörigen des Lehrherrn oder ſeiner 
Vertreter zuſchulden kommen läßt; 

6. wenn er einer vorſätzlichen und rechtswidrigen Sachbeſchädigung zum Nachteile 

des Lehrherrn oder eines Mitarbeiters ſich ſchuldig macht; 

« wenn er Familienangehörige des Lehrherrn oder feiner Vertreter oder Mit 
arbeiter zu Handlungen verleitet oder zu verleiten ſucht oder mit Familien— 
augehörigen ſeines Lehrherrn oder ſeiner Vertreter Handlungen begeht, welche 
wider die Geſetze oder die guten Sitten verſtoßen; 

S. wenn er zur Fortſetzung der Lehre unfähig oder mit einer abſchreckenden Krank— 
heit behaftet iſt; 

9. wenn er den Beſuch der Fortbildungsſchule (Fachſchule) dauernd trotz Ver⸗ 
warnung vernachläſſigt. 

In den unter 1 bis 7 gedachten Fällen iſt die Entlaſſung des Lehrlings nicht mehr 
zuläſſig, wenn die zugrunde liegenden Tatſachen dem Arbeitgeber länger als eine Woche 
bekannt ſind. 


23 


8 13. 
Von jeiten des Lehrlings kann das Lehrverhältnis nach Ablauf der Probezeit auf— 
gelöſt werden: 

I. wenn er zur Fortſetzung der Lehre unfähig wird f 

2. wenn der Lehrherr oder ſeine Vertreter oder Familienangehörige derſelben den 
Lehrling zu Handlungen verleiten oder zu verleiten ſuchen oder mit Familien⸗ 
angehörigen des Lehrlings Handlungen begehen, welche wider die Geſetze oder 
die guten Sitten verſtoßen; 

3. wenn der Lehrherr dem Lehrling den ſchuldigen Lohn (Koſtgeld) nicht in der 
bedungenen Weile auszahlt, bei Stücklohn nicht für ausreichende Beſchäftigung 
wacht oder wenn er ſich widerrechtlicher Übervorteilungen gegen ihn ſchuldig 
macht; 

4. wenn bei Fortſetzung der Lehre das Leben oder die Geſundheit des Lehrlings 
einer erweislichen Gefahr ausgeſetzt ſein würde, welche bei Eingehung des Lehr 
vertrags nicht zu erkennen war; 

». wenn der Lehrherr ſeine geſetzlichen oder vertraglichen Verpflichtungen gegen 
den Lehrling in einer die Geſundheit, die Sittlichkeit oder die Ausbildung, des 
Lehrlings gefährdenden Weiſe vernachläſſigt oder das Recht der väterlichen 
Zucht mißbraucht oder zur Erfüllung der vertragsmäßig obliegenden Verpflich⸗ 
tungen unfähig wird. 

des „er Lehrvertrag wird durch den Tod des Lehrlings aufgehoben. Durch den Tod 

A Lehrherrn wird der Lehrvertrag aufgehoben, ſofern die Aufhebung innerhalb vier 

Wochen geltend gemacht wird. 


ze 


§ 14. 

Wird von dem geſetzlichen Vertreter des Lehrlings (Vater, Mutter, Vormund) für 
den, Lehrling oder, ſofern der letztere volljährig iſt, von ihm ſelbſt dem Lehrherrn die 
ſchriftliche Erklärung abgegeben, daß der Lehrling zu einem anderen Gewerbe oder anderen 
Berufe übergehen werde, ſo gilt das Lehrverhältnis, wenn der Lehrling nicht früher ent— 
laſſen wird, nach Ablauf von vier Wochen als aufgelöſt. 

Binnen 9 Monaten nach Auflöſung darf der Lehrling in demſelben Gewerbe von 


9 anderen Lehrmeiſter ohne Zuſtimmung des früheren Lehrherrn nicht beſchäftigt 
rden. 5 


1 Wird das Lehrperhältuis auf Grund der Beſtimmungen des § 12, Ziffer 1 bis 7 
ud 9 oder infolge Übertritts des Lehrlings zu einem anderen Gewerbe oder Berufe (§ 14) 
Ich ſo kann der Lehrherr eine Entſchädigung nur beanſpruchen, wenn der Lehrvertrag 
15 NM abgeſchloſſen iſt. Bei unbefugtem Verlaſſen der Lehre muß ſich die Entſchädigung 
Zahlm 1 en 127g der Gewerbeordnung halten. Im letzteren Falle iſt für die 
— 4 Arbeiteachdigung als Selbſtſchuldner der Vater des Lehrlings mitverhaftet ſowie 
en r Ar ubellgeber, welcher den Lehrling zum Verlaſſen der Lehre verleitet oder welcher 


irbeit genommen hat . 5, 7 enn 5 9 0 N 
Lehrverhältniſſes noch verpflick 5 er wußte, daß der Lehrling zur Fortſetzung eines 


§ 16. 
Bei Ablauf des Tehrvertrags ſowie 5 . 9 N n 

e L En una = ei vorzeitiger Löſung des Lehrverhältniſſes hat 
5 er dent Vorſtaude der Haudwerkskammer 5 8 Tagen Anzeige zu machen; 
ic se .ber vorzeitigen Löſung find anzugeben. 
a8 1 1 5 jedem Falle ein Zeugnis auszuſtellen, in welchem Angaben über 
ertigkeiten 0 En 160 Lehrzeit, die während derſelben erworbenen Kenntniſſe und 
ehörde ko .die über fein Betragen enthalten ſein müſſen und welches von der Gemeinde— 
horde koſten⸗ und ſtempelfrei zu beglaubigen iſt. 


9 


8 17 
Ss I. 
Bei Beendigung der Lehrzeit ſoll der Lehrling ſi er Geſ pri = 1 
N e L rling ſich der Geſellenprüfung vor dem zu 
ſtändigen Prüfungsausſchuß unterziehen. a 


antan 


Aula 


Kat 


ge II. 
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Der Lehrherr iſt verpflichtet, den Lehrling zur Ablegung der Prüfung anzuhalten. 
Er hat ferner darauf zu achten, daß der Lehrling ſich bei dem zuſtändigen Prüfungsaus⸗ 
ſchuß rechtzeitig zur Prüfung anmeldet. Die Meldungen zur Prüfung ſind, ſoweit die 
Prüfungen bei den Prüfungsausſchüſſen der Handwerkskammer abzulegen ſind, im Regelfall 
ſpäteſtens bis zum 1. März bezw. 1. September jeden Jahres bei den zuſtändigen Stellen 
einzureichen. Im übrigen ſind für die Prüfung die Vorſchriften für die Prüfungsordnung 


maßgebend. 


8 18. 


Wird die Prüfung nicht beſtanden und als Grund die mangelhafte Ausbildung des 
Lehrlings durch den Lehrherrn feſtgeſtellt, ſo kann der Lehrherr von dem Lehrlinge ſchadens⸗ 
erſatzpflichtig gemacht werden. Außerdem wird der Vorſtand der Handwerkskammer gegen 
den Lehrherrn im Wiederholungsfalle das Verfahren auf Entziehung der Befugnis zur An— 
leitung von Lehrlingen anhängig machen. 


8 19. 


Die vorſtehenden Vorſchriften gelten auch für die Beſchäftigung von Lehrlingen bei 
Iunungsmitgliedern, jedoch mit folgenden Maßgaben: 


a) Die in $$ 4 und 5 vorgeſchriebene Anmeldung des Lehrlings unter Einreichung 


5 


C 


— 


SER 


— 


der Lehranzeige reſp. des dritten Exemplars des Lehrvertrags erfolgt nicht an 
die Handwerkskammer, ſondern an den Innnungsvorſtand. Desgleichen ſind die 
in den 88 11 und 16 vorgeſchriebenen Anzeigen an den Innungsvorſtand zu 
richten. Mitglieder von Junungen außerhalb des Kanmerbezirks gelten als 
Nichtinnungsmitglieder. 

Der Vorſtand jeder Junung iſt bei Vermeidung der im § 20 angedrohten 
Geldſtrafe verpflichtet, zum 1. Februar und 1. Auguſt jedes Jahres dem Vor⸗ 
ftande der Handwerkskammer zur Eintragung in die Lehrlingsrolle zu über— 
ſenden: 


1. ein Verzeichnis der in die Rolle der Innung im verfloſſenen Halbjahr 
eingetragenen Lehrlinge nach dem beigedruckten Formular A, 
2. ein Verzeichnis der im verfloſſenen Halbjahr aus der Lehre ausgeſchiedenen 
Lehrlinge nach dem beigedruckten Formular B. 
Falls Anderungen in der Lehrlingsrolle nicht vorgekommen ſind, 
iſt jedesmal eine entſprechende beſondere Mitteilung zu machen. 


Die nach §§ 3, 11 und 16 der Handwerkskammer und ihren Organen ob— 
liegenden Verpflichtungen fallen für Lehrlinge, die bei Innungsmitgliedern be— 
ſchäftigt ſind, den Innungen und ihren Organen zu. Jedoch iſt die Handwerks 
tammer befugt, die Organe der Innungen zur Erfüllung dieſer Obliegenheiten 
anzuhalten. 

Geſuche auf Zulaſſung einer Verkürzung der Lehrzeit gemäß § 6 Abſ. 2 und 3 
dieſer Vorſchriften ſind bei der Innung anzubringen und von dieſer mit einer 
gutachtlichen Außerung verſehen dem Vorſtande der Handwerkskammer vorzu— 
legen. 

Die Innungen ſind berechtigt, ſelbſtändig Vorſchriften zur Regelung des Lehrlings⸗ 
weſens zu erlaſſen. Jedoch dürfen dieſe Vorſchriften mit den von der Handwerks⸗ 
kammer oder von den zuſtändigen Behörden erlaſſenen Beſtimmungen nicht im 
Widerſpruch ſtehen. Zur Prüfung, ob dies der Fall iſt, ſind alle von freien 
Innungen beabſichtigten Vorſchriften im Entwurfe der Handwerkskammer zur 
Genehmigung einzureichen. 


05 


Verſtöße gegen die vorſtehenden Beſtimmungen werden gemäß § 103n Abſ. 2 der 
Gewerbeordnung mit einer Geldſtrafe bis zu 20 Mark geahndet, ſoweit nicht andere 
geſetzliche Strafen vorgeſehen ſind. 


Lehranzeige. 


der Handwerkskammer 
No. 
Lehrlingsrolle; der 
Ian 


| No. 


Meinen Sohn 


geboren am ten 18 zu 


Kreis „habe ich zur Erlernung des 
Handwerks in die Lehre genommen. 
Die Dauer der Lehrzeit beträgt Jahre.) Dieſelbe beginnt am nu 


190 und endigt am 1 190 


Anlage l. 


Junung 


Ich verpflichte mich, meinen Sohn durch eine dem Zwecke der Ausbildung entſprechende 


Anleitung, durch Be 


ſchäftigung mit allen in meinem Betriebe vorkommenden Arbeiten und 


auch mit den anderen allgemein gebräuchlichen Handgriffen des zu erlernenden Handwerks 
zu einem tüchtigen Geſellen heranzubilden, ihn zur Arbeitſamkeit und zu guten Sitten 
anzuhalten. Ich verpflichte mich ferner, meinem Sohn die zum Beſuche der Fortbildungs 
Ian (Fachſchule) erforderliche Zeit zu gewähren, ihn zum regelmäßigen und pünktlichen 


chulbeſuch anzuhalten und das Schulgeld zu zahlen. Auch verpflichte ich mich, 


meinen 


wohn zur Ablegung der Geſellenprüfung bei Beendigung der Lehrzeit rechtzeitig anzuhalten, 


ihm die zur Anfertigung d 


ihrer Anfertigung erforderlichen Materialien und Werkzeuge zu liefern. 
Ausdrücklich unt 


er Prüfungsarbeiten erforderliche Zeit zu gewähren und die zu 


uterwerfe ich mich allen geſetzlichen Beſtimmungen“ J über das Lehrlings 


me ſowie allen Anordnungen, welche die Handwerkskammer oder die Innung über 


Regelung des Lehrlingsweſens erlaſſen. 


„den ten 19 
(Ort) 


(Wohnung) 
(Unterſchrift, Stand) 


Anmerkung: 
) Die Lehrzeit ſoll in der 


55 5 Regel drei Jahre c 110 für Syn ee er Jahren nicht 
überſteigen 8 1804 Abf. 1 Gend),. 0 Fahre dauern, fie darf den Zeitraum von vier Jah ) 


Hat der Lehrling ſchon in einer anderen 


9 i fi i 
Angabe der Zeit und des erſten Lehrherrn hierunter zu vermerken. 


Werkſtalt des gleichen Handwerks gelernt, fo iſt dies unter 


Sofort nach der Einſtellung iſt der Lehrling bei der zu tändigen Krankenkaſſe anzumelden, ſobald 
a 05 und Logis oder eine ſonſtige Were ng erhält die nicht den Charakter des freiwilligen 
. hat. 


Wenn der Lehrling Lohn oder eine ſonſtige Vergütung erhält, die nicht den 


Charakter 


antes freiwilligen Taſchengeldes hat, iſt er bei Erreichung des 16. Lebensjahres auch zur Invalidenverfiheruug 


anzumelden. Wird ihm jedoch lediglich 
nicht. Der Lehrling muß ferner ein Arbeitsbuch haben, das die Polizeibehörde ausſtellt. 


Koſt und Logis gewährt, ſo unterliegt er der Invalidenverſicherung 
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Anlage II. 
Formular A. 


Anmeldung von Lehrlingen zur Rolle der Handwerkskammer. 


8 Des Lehrherrn | 5 Des Lehrlinge Beginn Dauer 
=: | 8 = P (Datum) (Jahre) 
= Name | Name Handwerk der Lehrzeit 
. ; sehe 8 8 er Lehrzei 
2 und Wohnung Handwerk un Wohnung Geburts- Geburts- nder 72 — 
= Vor Vor⸗ tag ort Handwerks⸗ (die bereits in einem anderen 
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3. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Betr. Einrichtung und Betrieb der Buchdruckereien und Schriftgießereien. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 13. Januar 1909. 

Nach den mir auf den Erlaß vom 6. April 1905 (HMBl. S. 99) erſtatteten Berichten 
über die Behandlung des Fußbodens in den Buchdruckereien erſchien es für die Geſundheit 
der Arbeiter unbedenklich, wenn der Fußboden der Arbeitsräume in den Buchdruckereien, 
anſtatt täglich abgewaſchen oder feucht abgerieben zu werden, mit einem guten ſtaubauf 
ſaugenden Ole angeſtrichen und täglich abgefegt wird. Über die Wirkſamkeit dieſes Ver— 
fahrens ſind deshalb auf Veranlaſſung des Herrn Reichskanzlers von dem Kaiſerlichen 
Geſundheitsamt und der Reichsdruckerei langwierige praktiſche und wiſſenſchaftliche Unter— 
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ſuchungen augeſtellt worden, deren Ergebnis dazu geführt hat, daß der Bundesrat am 
22. v. M. auf Grund des § 120 e der Gewerbeordnung beſchloſſen hat, der Vorſchrift unter 
I Ziffer 7 der Bekanntmachung, betreffend die Einrichtung und den Betrieb der Buchdrucke— 
reien und Schriftgießereien, vom 31. Juli 1897 (Reichs -Geſetzbl. S. 614) folgende Beſtim 
mung als Abſatz 3 anzufügen: 
„Bei Fußböden aus Holz und ſolchen mit Linoleumbelag kann das tägliche 
Abwaſchen oder feuchte Abreiben für den Fall unterbleiben, daß ſie mit einem 
nicht trocknenden Mineralöl augeſtrichen find und täglich abgefegt werden. Der 
Olauſtrich muß auf Holzfußböden nach längſtens acht Wochen, auf Linoleum— 
fußböden nach längſtens zwei Wochen erneuert werden.“ 
. Ich erſuche Sie, die Gewerbeaufſichtsbeamten zu veranlaſſen, daß fie die Beſitzer von 
Huchdruckereien und Schriftgießereien auf dieſe neue Beſtimmung aufmerkſam machen. 
N In Vertretung. 
III 229. Dr. Richter. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


4. Arbeiterverſicherung. 
Krankeuverſicherung. 
Betr. ortsübliche Tagelöhne ($ 8 KG.). 
n Wie Beilage zu Nr. 58 des Zentralblatts für das Deutſche Reich vom 31. Dezember 
908 enthält einen im Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amte zuſammengeſtellten Veränderungs 
nachweis der ortsüblichen Tagelöhne gewöhnlicher Tagearbeiter, feſtgeſtellt auf Grund 


des § 8 des Krankenverſicherungsgeſetzes. Abgeſchloſſen am 20. Dezember 1908, 


Betr. Beſcheinigungen gemäß § 75 des KBG. 


Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen ift die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
ſie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengeldes, den Anforderungen des § 75 des Kranken- 
verſicherungsgeſetzes genügen: 
1. Brühler Kranken und Sterbekaſſe (E. H.) in Solingen, 
2. Kranken- und Sterbelade von Urdenbach, 
25 Kranken- und Sterbekaſſe „zur Hoffnung“ (E. H.) in Flieden, 
4. kranten⸗Unterſtitzungskaſſe der vereinigten Handwerksgehilfen (E. H.) in Olvenſtedt, 
5. ke 5 Sterbekaſſe der vereinigten Bauhandwerker und Arbeiter zu Breiten— 
erg (E. H.), 
6. Kranken⸗ und Sterbekaſſe zu Neſſelröden (E. H.), 
7. Kranken- und Begräbniskaſſe für Maurer und Zimmerleute in Gollma und 
Umgegend 5, 
N Kranken-⸗Unterſtützungs— und Begräbniskaſſe der Lederzurichter Berlins (E. H.). 
Berlin, den 22, Jaunar 1909. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Zu III 10 272 U. ang. e. 
Neumann. 


VI. Nichtamtliches. 


1. Entſcheidungen der Gerichte. 
Werkſtitteubetrieb Ss 105 b, 138 GewO.) und Beſchäftigung von Kindern, jugendlichen Arbeitern 
> und Arbeiterinnen in Konfektiousgeſchäften. 
Entſcheidung des Reichsgerichts, II. Strafſenat, vom 13. Oktober 1908. 
Bete; Nach dem, was die Strafkammer in tatſächlicher Hinſicht über die Einrichtungen und 
erriebsverhältniſſe in dem Damen- und Kinderkonfektionsgeſchäfte des Angeklagten feſtgeſtellt, 
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unterliegt ihre Annahme, daß der Angeklagte eine Werkſtätte betreibt, und zwar eine 
Werkſtätte ſowohl im Sinne des Abſ. 1 § 105b der Gewerbeordnung wie auch im Sinne 
der Kaiſerlichen Verordnungen vom 31. Mai 1897 und 17. Februar 1904, keinem Bedenken. 

1. Der Angeklagte iſt allerdings Kaufmann, und ſo weit ſich ſeine Tätigkeit auf den 
Weiterverkauf der von ihm geführten Waren, fertiger Frauen- und Kinderkleidung, beſchränkt, 
wird man ihn nicht als Gewerbetreibenden und ſeine hierbei mitwirkenden Gehilfen nicht 
als Gewerbegehilfen, wie fie der Titel VII der Gewerbeordnung (§§ 105 ff.) im Auge hat, 
anſprechen dürfen. Allein der Geſchäftsbetrieb des Angeklagten geht weiter. Er umfaßt 
nach der Feſtſtellung des Urteils auch die Vornahme derjenigen Abäuderungsarbeiten, die 
an dem einzeln verkauften Kleidungsſtück erforderlich werden, um es für den Abnehmer 
paſſend zu machen. Dieſes Zurechtmachen wird nicht von den Verkäuferinnen des Geſchäfts 
ausgeführt, ſondern, da die Arbeiten zum Teil umfangreicher Natur ſind und längere Zeit 
in Anſpruch nehmen, von drei bis vier Arbeiterinnen, die lediglich hierzu angeſtellt ſind und 
es in einem vom Verkaufsladen abgetrennten, zu dem Zwecke mit mehreren Nähmaſchinen 
ausgeſtatteten beſonderen Raume verrichten. a 

Mit Recht erblickt der Vorderrichter darin die Ausübung eines neben dem Handels 
gewerbe einhergehenden handwerksmäßigen Betriebs. Mag dieſer Betrieb auch mit dem 
Kaufmannsgewerbe des Angeklagten nahe zuſammenhängen, jo geht es doch nicht an, ihn 
deshalb als einen bloß unſelbſtändigen Beſtandteil des letzteren anzuſehen oder ihn gar, 
wie die Reviſion will, im Handelsgeſchäfte vollſtändig aufgehen zu laſſen. Eine ſolche Auf⸗ 
faſſung wäre am allerwenigſten vom Standpunkte der Gewerbeordnung zu rechtfertigen, 
deren Arbeiterſchutzbeſtimmungen (§8 105 ff.) überall Anwendung erheiſchen, wo Arbeiter 
kraft eines gewerblichen Arbeitsvertrags zu techniſchen Dienſtleiſtungen herangezogen 
werden, gleichviel welcher Art das Unternehmen iſt, dem ihre Arbeit wirtſchaftlich zugute 
kommt, ob dieſe etwa einem handwerks- oder fabrikmäßigen Betrieb eingegliedert oder wie 
hier, einem Unternehmen anderer (kaufmänniſcher) Art nur äußerlich angegliedert iſt. 

Der Hinweis der Reviſion auf die angeblichen Gepflogenheiten des Geſchäftsverkehrs, 
der in dem Umändern eines für den Einzelverkauf vorrätig gehaltenen fertigen Kleidungs⸗ 
ſtücks, um es für die Figur der Käuferin paſſend zu geſtalten, nur ein „Moment des Kauf⸗ 
geſchäfts“ erblicke, geht fehl. Die Anſchauung der beteiligten Unternehmerkreiſe kann nicht 
entſcheiden, maßgebend kann nur ſein die objektive Beſchaffenheit der Dienſte, die die zu 
ſolchen Arbeitsverrichtungen vom Angeklagten Angejtellten zu betätigen haben. Dieſe Dienſt 
leiſtungen haben aber mit dem kaufmänniſchen Teile des Unternehmens des Angeklagten 
nichts zu tun. Sie dienen nicht unmittelbar dem Abſatz oder dem Inverkehrbringen der 
Ware, wollen die Ware vielmehr dadurch, daß ſie ſie für die Käufer abnahmefähig machen, 
erſt für den Abſatz fertigſtellen. 

Daß den ſo iſt, kann nicht im Hinblicke darauf beſtritten werden, daß der Angeklagte 
ſich nur mit einem Handel von fertigen Waren befaßt. Für die Käuferin, die ſich unter 
den zun Verkauf geſtellten Vorräten des Angeklagten ein Kleid ausgeſucht hat, der es aber 
nicht ſitzt, während ſie nur ein vollkommen paſſendes Kleid erwerben will, iſt es eben noch 
nicht fertig, und ſo iſt auch der Verkäufer, wenn er auf die Abnahme des Kleides rechnen 
will, genötigt, es durch Vornahme der vom anderen Teile daran gewünſchten Abänderungen 
noch vollends fertig zu machen. In dieſem Sinne iſt es zutreffend, wenn die Vorinſtanz 
das von den ſogenamiten „Anderinnen“ im Geſchäfte des Angeklagten beſorgte Umändern, 
durch das dem Kleide erſt die erforderliche Verwendbarkeit gegeben wird, als den letzten 
Teil ſeiner Herſtellung bezeichnet. Alle Tätigkeit aber, die der Herſtellung, Bearbeitung 
oder Verarbeitung von Waren gewidmet iſt, im Gegenſatze zu der auf ihren Verkauf 
gerichteten, zählt zu der gewerblichen und ſtempelt die damit beſchäftigten Arbeiter zu 
Gewerbegehilfen. 

Wenn in den von der Reviſion angeführten oberlandesgerichtlichen Entſcheidungen zur 
Begründung der eutgegengeſetzten Meinung darauf Gewicht gelegt wird, daß es ſich bei den 
in Konfektionsgeſchäften üblichen Abänderungen um Arbeitsverrichtungen handle, die dem 
Kaufvertrage vorangingen und ſeinen endgültigen Abſchluß erſt ermöglichen ſollten, jo kaun 
die tatſächliche Richtigkeit der Bemerkung auf ſich beruhen bleiben. Selbſt wenn ſie zuträfe, 
wäre ſie für die Beurteilung gleichgültig, da der Begriff der gewerblichen Arbeit nicht davon 
abhängig iſt, ob ſie zur Erfuͤllung eines bereits abgeſchloſſenen oder in Erwartung eines 
mit Bezug auf den Gegenſtaud der Bearbeitung exit noch abzuſchließenden Kaufvertrags 
geſchieht. Und noch weniger kann darauf etwas ankommen, welches privatrechtliche Rechts⸗ 
geſchäft der Vornahme der notwendigen Umänderungsarbeiten zugrunde liegt: ob Kauf— 
oder Werkvertrag. 
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Gegen den Angeklagten steht nach der angefochtenen Entſcheidung feſt, daß er feine 
nut dem Paſſendmachen beſchäftigten Arbeiterinnen in der hierzu eingerichteten Werkſtätte 
während des Jahres 1907 beſtändig auch an den Sonn— und Feiertagen hat arbeiten laſſen; 
eine Verurteilung wegen Vergehens nach § 1050, verbunden mit § 146 a der Gewerbe 
ordnung iſt hiernach gerechtfertigt. 

m 2. Das Vorhandenſein eines Werkſtättenbetriebs begründete für den Angeklagten an 
ſich noch nicht zugleich die Verpflichtung, von ſeiner Abſicht, dort Arbeiterinnen oder jugend— 
liche Arbeiter zu beſchäftigen, der Ortspolizeibehörde gemäß § 136 der Gewerbeordnung 
vorher Anzeige zu erſtatten. Eine ſolche Verpflichtung beſteht nach dem Geſetze zunächſt 
nur für die in § 154 Abſ. 3 der Gewerbeordnung bezeichneten Werkſtätten, zu denen die 
des Angeklagten nicht gehört, für andere Werkſtätten nur inſoweit, als die Anwendung des 
§ 138 durch Kaiſerliche Verordnung mit Zuſtimmung des Bundesrats auf ſie ausdrücklich 
ausgedehnt worden it (§S 154 Abſ. 4 der Gewerbeordnung). 

. Ties iſt mit Bezug auf die Moerfitätten der Kleider und Wäſchekonfektion durch die 
Kaiſerlichen Verordnungen vom 31. Mai 1897 und 17. Februar 1904 geſchehen, inſofern 
ie Beſtummungen der 88 135 bis 139, 1390 der Gewerbeordnung nunmehr auch auf 
Werkſtätten für anwendbar erklärt ſind, in welchen Frauen- und Kinderkleidung (Mäntel, 
Kleider, Umhänge und dergleichen) im großen oder auf Beſtellung nach Maß für den 
berſönlichen Bedarf der Beſteller angefertigt oder bearbeitet wird. 

bie Strafkammer, die den Angeklagten auch einer Übertretung gegen $ 138, ver⸗ 
1 Ren "ES 149 Nr. 7 der Gewerbeordnung ſchuldig erklärt hat, rechnet die zum Paſſend⸗ 
„lachen der Kleider erforderlichen Abänderungsarbeiten in der Werkſtätte des Angeklagten 
zu den „auf Beſtellung nach Maß für den perſönlichen Bedarf des Beſtellers“ vorge 
nommenen. Auch hierin iſt ihrer Auffaſſung beizupflichten. 

Die Reviſion erkennt an, daß das von den „Anderinnen“ beſorgte Zurechtmachen auf 
eine Bearbeitung der Kleidung im Sinne der Kaiſerlichen Verordnung hinauslaufe. Be 
ſtritten wird nur, daß dies auf Beſtellung des Käufers geſchehe, die Abänderungen wurden 
vielmehr von dem Angeklagten ſelbſt zwecks Herbeiführung des Kaufabſchluſſes veranlaßt. 
Allein die tatſächlichen Feſtſtellungen des Urteils laſſen keinen Zweifel darüber, daß es ſich 
im vorliegenden Falle um Abänderungen ſolcher Kleidungsſtücke handelte, die jemand be— 
reits gekauft hatte, die er aber nur für den Fall abzunehmen bereit und verpflichtet war, 
daß ſie nach ſeiner Körperfigur entſprechend zurecht gemacht würden. Der Käufer war 
45, der die Abänderungen forderte, ſie — beſtellte, „daß ſie nur vom Angeklagten als dem 
Unternehmer des Betriebs — veranlaßt,“ d. h. angeordnet werden konnten, liegt in der 
Natur der Sache. 

Her Ohne Grund bezweifelt die Reviſion endlich, daß das Umändern der Kleidung eine 
Herſtelomg oder Bearbeitung „nach Maß“ in ſich ſchließe. Gerade deshalb, weil die auf 
Kormalmaße zugeſchnittenen Kleider, die der Augeklagte in ſeinem Geſchäfte feilhielt, den 
abe een des Beſtellers nicht entſprachen, machte ſich noch ihre nachträgliche Be⸗ 
fähi ide nd mendig, Sie wurden, von Ausnahmefällen abgeſehen, erſt dadurch lieferungs⸗ 
einſten aß ihre gegebenen Maße mit den individuellen Körpermaßen des Käufers in lber⸗ 
Meiner „gebracht wurden. Gin Maßnehmen findet auch beim Handel mit fertigen 
den ſtatt. Nur daß die erforderlichen Maße hier in etwas anderer Weiſe ge⸗ 
Anpaſſen 1153 ce bei der Neuanfertigung eines Kleides, ſei es durch ein unmittelbares 
fertigen Kleid 8 leidungsſtücks auf dem Körper oder durch eine Vergleichung der Maße des 
gen Kleides mit den am Körper des Käufers ſelbſt ermittelten. 

Sachlich it e e JJ 
rinnen“ im Geschaefte Uuterſchied bedeutungslos. Auch iſt die Arbeit, wie fie die „Ande— 
bien on de fte des Angeklagten zu verrichten haben, techniſch nicht weſentlich ver⸗ 
leidung von A l zn anderen Schneiderwerkſtätten zu leiſtenden, wo Frauen und Kinder⸗ 
id e p Delterimnen im großen oder auf Beſtellung nach Maß neu angefertigt wird. 
ſtrafrechtliche 9 zucht zu verſtehen, wenn bei einer ſolchen Gleichheit der Verhältniſſe die 
ollte als die serantivortlichkeit des Unternehmers im erſteren Falle anders beurteilt werden 
feinem V kal N l Umſtand, daß der Werkſtättenbetrieb des Angeklagten mit 
Zwecke dien aufsgeſchäft in gewiſſe räumliche Verbindung gebracht und den wirtſchaftlichen 
weibli ieſos Unkernehmens dienſtbar gemacht iſt, läßt die Rechtslage der dort beſchäftigten 

eiblichen Arbeiter, auf die allein es hier ankommt (88 137, 138 Abſ. 4 der Geiverbe- 
ordnung) unberührt. N 

* Dahingeſtellt kann bleiben, ob eine abweichende Beurteilung ſich vielleicht dann recht 
dactigen ließe, wenn an dem zu verkaufenden Gegenſtande zur Befriedigung der Wünſche 
es Käufers nur noch geringfügige Hantierungen vorzunehmen ſind, die im unmittelbaren 


Zuſammenhauge mit dem Kaufabſchluſſe meiſt auf der Stelle, womöglich noch im Verkaufs 
laden ſelbſt, erledigt zu werden pflegen, und auf deren Erledigung der Käufer in der 
Regel gleich wartet. Fälle der Art hat die Preußiſche Ausführungsanweiſung zur Gewerbe⸗ 
ordnung vom 1. Mai 1904 (Miniſterialblatt der Handels- und Gewerbeverwaltung Seite 123) 
im Auge, wenn ſie in Ziffer 142 die Vornahme von „Anderungs- und Zurichtungsarbeiten“ 
beim Ladenverkauf in Anſehung der Sountagsruhe als Beſchäftigung im Handelsgewerbe 
angeſehen wiſſen will. Derartige Verhältniſſe kommen nach den getroffenen tatſächlichen 
Feſtſtellungen hier nicht in Frage. 


2. Bücherſchau. 
(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bucher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrage herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 
Gewerbearchiv für das Deutſche Reich. Sammlung der zur Reichsgewerbeordnung 
ergehenden Abänderungsgeſetze und Ausführungsbeſtimmungen uſw. Band 8 Heft 2. 
Verlag von Franz Vahlen, Berlin W. 


Die amtliche Ausgabe der „Jahresberichte der Königlich Preußiſchen Re— 
gierungs- und Gewerberäte und Bergbehörden für 1908“ wird Ende März 1909 
in der Reichsdruckerei fertig geſtellt werden. Die bis ſpäteſtens zum 28. Februar 1909 
unmittelbar bei der Direktion der Reichsdruckerei, Berlin S. W. 68, Oranienſtraße 91, be 
ſtellten Exemplare werden zu einem Vorzugspreiſe abgelaſſen werden, der auf 2,78 , 
für ein broſchiertes Exemplar und auf 3,25 4 für ein in Ganzleinen gebundenes Exemplar 
feſtgeſetzt iſt. Es wird daher empfohlen, den Bedarf bis zum 28. Februar 1909 bei der 
Reichsdruckerei zu beſtellen. Die nach dem 28. Februar 1909 bei der Reichsdruckerei ein- 
gehenden Beſtellungen werden von dieſer dem R. von Decker'ſchen Verlage, Berlin S. V 19, 
Jeruſalemerſtraße 56, überwieſen werden. Für die Ausführung ſolcher Beſtellungen, wie für 
die Lieferungen im Wege des Buchhandels, iſt der Ladenpreis zu zahlen, der 5,2 U für 
ein broſchiertes und 5,75 „ für ein gebundenes Exemplar beträgt. 
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